
Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2018 

gemäß § 14 Abs. 5 Kommunalprüfungsgesetz 

(KPG) 
 

Bekanntmachung der Verkehrsbetrieb Greifs-

wald GmbH vom 25.10.2019 
 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 sowie der 
Lagebericht wurden durch die Ebner Stolz GmbH & 
Co.KG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, 

geprüft und am 22. März 2019 mit folgendem Bestä-

tigungsvermerk versehen: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der Verkehrsbe-
trieb Greifswald GmbH, Greifswald, – bestehend aus 
Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- 
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden -  geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der Verkehrsbe-
trieb Greifswald GmbH, Greifswald, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 geprüft. Durch § 13 Abs. 3 KPG M-V wurde 
der Prüfungsgegenstand erweitert.  

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnen Erkenntnisse 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapi-
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2018 und 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-
spricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und den §§ 11 bis 14 KPG M-V unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben un-
sere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unse-
re Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen. 

 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und 
der Gesellschafterversammlung für den Jah-
resabschluss und den Lagebericht 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie 
den §§ 11 bis 14 KPG M-V in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die er in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist. 

 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist 
der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren hat er die Verantwortung, Sachver-
halte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.  

 
Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. 



Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.  

 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ober 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.  

 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrich-
tigkeiten resultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen.  

 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – fal-
scher Darstellungen im Jahresabschluss und La-
gebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-
gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Dass Risiko, dass wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkei-
ten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwir-
ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 

Prüfungshandlungen zu planen, die unter 
den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungsurteil zu Wirksamkeit dieser Systeme 
der Gesellschaft abzugeben. 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von 

dem gesetzlichen Vertreter dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von dem gesetzlichen 
Vertreter angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit sowie, auf der Grund-
lage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
könnten. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen An-
gaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiligen Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 
der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft vermittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
dem gesetzlichen Vertreter dargestellten 
zukunftsorientierten Aufgaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichend geeigne-
ter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von dem gesetzlichen Vertreter 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annah-
men nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientieren 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 



Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientier-
ten Angaben abweichen. 
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie be-
deutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.  
 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche 

Anforderungen 
 
Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß 
§ 13 Abs. 3 KPG M-V: 
 
Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 
 
Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhält-
nissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 
HGrG im Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2018 befasst. Gemäß § 14 Abs. 2 
KPG M-V haben wir in dem Bestätigungsvermerk 
auf unsere Tätigkeit einzugehen. Auf Basis unse-
rer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der 
Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte 
bekannt geworden sind, die zu wesentlichen Be-
anstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Eigenbetriebs Anlass geben.  
 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs 
sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die er dafür als notwendig erachtet 
hat. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
 
Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend 
dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstat-
tung über die Erweiterung der Abschlussprü-
fung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragen-
kreise 11 bis 16 durchgeführt. 
 
Unsere Verantwortung nach diesen Grunds-
ätzen ist es, anhand der Beantwortung der 
Fragen der Fragenkreis 11 bis 16 zu würdi-
gen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu 
wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. 
Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprü-
fers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Ent-
scheidungen der gesetzlichen Vertreterin und 
die Geschäftspolitik zu beurteilen.“ 

 
 

Der Jahresabschluss 2018 und der Lagebe-
richt sind in den Räumen der Stadtwerke 
Greifswald GmbH in Greifswald, Gützkower 
Landstraße 19 - 21 öffentlich ausgelegt und 
während der Dienstzeiten von jedermann 
einsehbar. 

 
 
 

gez. Henrik Umnus     
Geschäftsführer 

 


